
  

Stadt Schopfheim 
Landkreis Lörrach 

8/2 

Satzung über die öffentliche Nahwärmeversorgung (Nahwärmesatzung) der Stadt 
Schopfheim 

Der Gemeinderat der Stadt Schopfheim hat aufgrund § 4 der Gemeindeordnung Baden-Würt-
temberg (GemO) in der jeweils gültigen Fassung am 16.09.2024 folgende Satzung beschlos-
sen:  

 

§ 1 

Öffentliche Nahwärmeversorgung 

(1) Die Stadt Schopfheim betreibt durch den Eigenbetrieb Versorgungsbetriebe Schopf-

heim (Versorgungsbetriebe) eine Nahwärmeversorgungsanlage als öffentliche Ein-

richtung zur primären Energieeinsparung, zur Einschränkung der Immissionen aus 

Feuerungsanlagen und zur Förderung der Verwendung erneuerbarer Energien in der 

Wärmeversorgung der Bürger der Gemeinde.  

(2) Die Nahwärmeversorgung wird zur öffentlichen Benutzung bereitgestellt. Sie umfasst 

die Versorgung mit Wärme für Heizung und Warmwasserbereitung. 

(3) Der Anschluss und die Benutzung an die öffentliche Nahwärmeversorgung ist ein 

öffentlich-rechtliches Benutzungsverhältnis. Für dieses Benutzungsverhältnis gelten 

die Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme 

(AVB-FernwärmeV) vom 20.06.1980 in der Fassung vom 13. Juli 2022 ergänzend, 

soweit in dieser Satzung nichts anderes geregelt ist. Gemäß § 35 AVBFernwärmeV 

bleiben abgabenrechtliche Vorschriften der Gemeinden unberührt, so dass die Vor-

schriften der Wärmegebührensatzung nicht geändert und auch nicht ergänzt werden, 

insbesondere nicht durch die § 3, § 9 und § 24 AVB-FernwärmeV. 

(4) Art und Umfang der Nahwärmeversorgungsanlagen, den Zeitpunkt ihrer Herstellung, 

Erweiterung und Erneuerung, die eingesetzten Energieträger sowie Art und Zustand 

des Wärmeträgers bestimmen die Versorgungsbetriebe. 

(5) Die Versorgungsbetriebe können die Wärmeversorgung ganz oder teilweise durch 

Dritte vornehmen lassen. 
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§ 2 

Grundstücksbegriff, Grundstückseigentümer und weitere Begriffsbestimmun-
gen 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und 

einem gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das 

eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere 

Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. 

Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind zu berücksichtigen.  

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten auch für Erb-

bauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. 

Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften 

als Gesamtschuldner. 

(3) Weitere Begriffsbestimmungen:  

a) Wärmeversorgungsleitung: Hauptwärmeleitung innerhalb des Versorgungsge-

biets, von der die Hausanschlussleitung abgeht. 

b) Hausanschlussleitung: Die Hausanschlussleitung beginnt an der Hauptwärme-

leitung und endet an der Absperrvorrichtung nach der Wanddurchführung.  

c) Gebäudeinterne Verbindungsleitung: Die gebäudeinterne Verbindungsleitung 

verbindet die Absperrvorrichtung und die Wärmeübergabestation.  

d) Wärmeübergabestation: Die Wärmeübergabestation dient dazu, die Wärme 

bzw. das Wärmeträgermedium bestimmungsgemäß hinsichtlich Druck, Tempe-

ratur und Volumenstrom zur Verteilung im Gebäude zu übergeben. Sie trennt 

den primärseitigen Wasserkreislauf des Wärmenetzes von dem Sekundärkreis 

der Wärmeverteilung.  

e) Zur Primärinstallation gehören die Komponenten a) bis d).  

f) Sekundärinstallation: Dazu gehören bspw. Heizkreisverteilung, Gebäudeleitun-

gen, Raumheizungen, Armaturen, Trinkwassererwärmungen, solarthermische 

Anlagen, Raumlufttechnische Anlagen etc.  
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§ 3 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Eigentümer eines in § 2 genannten Grundstücks ist berechtigt, den Anschluss 

seines Grundstückes an die Nahwärmeversorgung und die Belieferung mit Nah-

wärme zu verlangen. Das Anschluss- und Benutzungsrecht bezieht sich auf Grund-

stücke, die unmittelbar an eine Straße grenzen, die durch eine Wärmeversorgungs-

leitung erschlossen ist.  

(2) Ist der Anschluss (Abs. 1) wegen der besonderen Lage des Grundstücks oder aus 

sonstigen technischen oder betriebswirtschaftlichen Gründen mit erheblichen 

Schwierigkeiten verbunden oder sind dafür besondere Maßnahmen und Aufwendun-

gen erforderlich, dann können die Versorgungsbetriebe den Anschluss oder eine 

Leistungserhöhung versagen und den Antragsteller auf andere Energiequellen ver-

weisen. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller sich bereit erklärt, neben dem An-

schlusskosten auch die entstehenden Mehrkosten für den Bau und ggf. für den Be-

trieb zu tragen. In diesem Falle hat er auf Verlangen angemessene Sicherheit zu 

leisten. Sind die Gründe, die zur Versagung des Anschlusses geführt haben, fortge-

fallen, ist nach Vorschrift dieser Satzung zu verfahren. 

 

§ 4 

Art und Umfang der Versorgung, Unterrichtung bei Versorgungsunterbre-
chungen 

(1) Die Versorgung erfolgt über Warmwasser.  

(2) Die Versorgungsbetriebe sind verpflichtet, Wärme ganzjährig im Umfang der durch 

den jeweiligen Anschlussnehmer beantragten und bestätigten Anschlussleistung zur 

Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht,  

1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffentlichen Nahwärme-

versorgung erforderlich oder sonst nach dieser Satzung vorbehalten sind, 

2. soweit und solange die Versorgungsbetriebe an der Versorgung durch höhere Ge-

walt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet 

werden kann, gehindert ist, 
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3. soweit die Versorgungsbetriebe zur Versorgung des Anschlussnehmers darauf 

angewiesen sind, aus dem Netz eines Anderen Einsatzenergien wie z.B. Gas oder 

Elektrizität zu beziehen, so entfällt seine Verpflichtung, die Heizleistung vorzuhalten, 

auch dann, wenn die Versorgung aus dem Netz aus einem nicht von den Versor-

gungsbetrieben zu vertretendem Grunde unterbrochen wird, oder 

4.  soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Die Ver-

sorgungsbetriebe haben jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich zu 

beheben.  

(3) Die Versorgungsbetriebe werden den Anschlussnehmer bei einer nicht nur für kurze 

Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise 

unterrichten. Die Pflicht zur Unterrichtung entfällt, wenn sie  

1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die Versorgungsbetriebe 

dies nicht zu vertreten haben oder  

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern würde. 

 

§ 5 

Einstellung der Versorgung 
 

(1) Die Versorgungsbetriebe sind berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, wenn 

der Anschlussnehmer den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die 

Einstellung erforderlich ist, um 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzu-

wehren, 

2. den Verbrauch von Wärme unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbrin-

gung der Messeinrichtungen zu verhindern oder 

3.  zu gewährleisten, dass Störungen anderer Wärmeabnehmer, störende Rückwir-

kungen auf Einrichtungen der Versorgungsbetriebe oder Dritter ausgeschlossen 

sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichtzahlung einer fälligen Ab-

gaben- / Gebührenschuld trotz Mahnung, sind die Versorgungsbetriebe berechtigt, 
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die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn 

der Anschlussnehmer darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur 

Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass der 

Anschlussnehmer seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Versorgungsbetriebe 

können mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung androhen. 

(3) Die Versorgungsbetriebe haben die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, 

sobald die Gründe für ihre Einstellung entfallen sind und der Anschlussnehmer die 

Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt hat. 

 

§ 6 

Anschlussantrag 

(1) Die Herstellung eines Anschlusses an die Nahwärmeversorgung ist vom Grundstück-

seigentümer, mit einem bei den Versorgungsbetrieben erhältlichen Formblatt, für je-

des Grundstück zu beantragen.  

Das Anschlussrecht entsteht mit der Bestätigung der Versorgungsbetriebe.  

(2) Die zugrunde zulegende Mindestanschlussleistung ergibt sich grundsätzlich aus den 

Bestandsheizanlagen. Der Anschlussnehmer kann eine abweichende Anschlussleis-

tung beantragen. Die Versorgungsbetriebe können für einen gegenüber der Be-

standsheizanlage reduzierter Bedarf für Raumheizung eine Darlegung nach DIN EN 

12831 oder DIN EN 832, für raumlufttechnische Anlagen nach DIN 1946 und für 

Trinkwassererwärmungsanlagen nach DIN 4708 verlangen. Bei Neubauten ist eine 

Wärmebedarfsberechnung vorzulegen, sie bildet die Grundlage für die Anschluss-

leistung.  

(3) Ein Eigentümer kann im zeitlichen Zusammenhang der erstmaligen Erschließung 

von Straßenzügen (Erweiterungsgebiet) den Anschluss für sein im Erweiterungsge-

biet belegenes Grundstück beantragen und zwischen einer baldmöglichen Aufnahme 

der Wärmelieferung oder einer solchen zu einem späteren Zeitpunkt wählen. In letz-

teren Fall erfolgt zunächst nur eine Verlegung der Hausanschlussleitung. Die Bereit-

stellung der gebäudeinternen Verbindungsleitung und der Wärmeübergabestation 

erfolgt innerhalb von drei (3) Monaten nach gesondertem Antrag zur Aufnahme der 

Wärmelieferung durch den Grundstückseigentümer. 
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§ 7 

Hausanschlüsse / Wärmeübergabestation 

(1) Die Hausanschlussleitung wird ausschließlich von den Versorgungsbetrieben her-

gestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Dies gilt auch 

nach dem Übergang des Eigentums auf den Grundstückseigentümer nach Abs. 4. 

Auch die Wärmeübergabestation wird durch die Versorgungsbetriebe bereitgestellt, 

elektrisch angeschlossen und in Betrieb genommen.  Die Anschlusskosten bestim-

men sich nach der Wärmegebührensatzung der Versorgungsbetriebe. Für Instand-

setzung und Austausch der Wärmeübergabestation gelten die Sätze 2 und 3 ent-

sprechend. Der Anschlussnehmer ist nicht berechtigt, die Hausanschlussleitung und 

die Wärmeübergabestation oder einzelne Komponenten desselben ohne Zustim-

mung der Versorgungsbetriebe zu ändern. 

(2) Die Installation der Wärmeübergabestation und der gebäudeinterne Verbindungs-

leitung sowie etwaige Änderungen der Sekundärinstallation obliegen dem An-

schlussnehmer. Details regeln die technischen Anschlussbedingungen.  

(3) Die Wärme wird dem Anschlussnehmer am Ausgang des/der Wärmemengenzäh-

ler/s übergeben. 

(4) Nach Inkrafttreten der Satzung neuverlegte Hausanschlussleitungen gehen nach 

der vollständigen Bezahlung der darauf entfallenden Hausanschlusskosten in das 

Eigentum des Grundstückseigentümers über, soweit diese nicht in öffentlichen Ver-

kehrs- und Grünflächen verlaufen.  Diesbezüglich bildet die Grundstücksgrenze 

auch die Eigentumsgrenze an den Hausanschlussleitungen. Die Wärmeübergabe-

station geht nach Lieferung und vollständiger Bezahlung der darauf entfallenen Kos-

ten in das Eigentum des Grundstückseigentümers über. Im Fall der erstmaligen In-

stallation einer Wärmeübergabestation bei vor dem Inkrafttreten dieser Satzung be-

reits bestehenden Hausanschlüssen geht das Eigentum an der Wärmeübergabe-

station nach deren Installation auf den Grundstückseigentümer über. Der Wär-

memengenzähler bleibt im Eigentum der Versorgungsbetriebe. Die in das Eigentum 

der Anschlussnehmer übergehenden Komponenten sind nicht Bestandteil der öf-

fentlichen Nahwärmeversorgungseinrichtung. 

(5) Abweichend von Absatz 4 verbleiben Leitungen samt Zubehör wie Steuerungskabel 

im Eigentum der Versorgungsbetriebe und sind Teil der öffentlichen Nahwärmever-

sorgung, soweit darüber auf privaten Grundstücken von Anschlussnehmer auch an-

dere Anschlussnehmer angeschlossen und versorgt werden. 
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(6) Abweichend von Absatz 4 zählen zur öffentlichen Nahwärmenetzeinrichtung (Pri-

märinstallation) weiterhin die Hausanschlüsse und Komponenten desselben von 

Anschlussnehmern, die vor Inkrafttreten dieser Satzung an das Nahwärmenetz an-

geschlossen worden sind. Absatz 4 Satz 4 bleibt unberührt. 

(7) Die Wärmeübergabestation wird durch die Versorgungsbetriebe gewartet. Die War-

tungsgebühr bestimmt sich nach der Wärmegebührensatzung der Versorgungsbe-

triebe.  

(8) Die Versorgungsbetriebe tragen die Kosten der gesetzlich vorgeschriebenen Mes-

sungen und Kontrollen, der Betriebsstrom für die Wärmeübergabestation wird durch 

den Anschlussnehmer gestellt (Umwälzpumpe Heizkreis). Wasser- und Abwasser-

kosten trägt der Anschlussnehmer. 

(9) Art, Zahl und Lage der Hausanschlussleitung sowie deren Änderung werden nach 

gemeinsamer Abstimmung mit dem Anschlussnehmer und unter Wahrung seiner 

berechtigten Interessen von den Versorgungsbetrieben festgelegt.  

(10) Die Versorgungsbetriebe haben auf Antrag des Anschlussnehmers weitere An-

schlüsse sowie vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herzustellen. Als wei-

tere Anschlüsse gelten auch Hausanschlüsse für Grundstücke, die neu gebildet wer-

den. 

Die Anschlussgebühren richten sich nach der Wärmegebührensatzung.  

(11) Die Versorgungsbetriebe sind verpflichtet, das Grundstück nach der Herstellung des 

Hausanschlusses wieder in den ursprünglichen Zustand zu versetzen.  

(12) Hausanschlussleitungen dürfen nicht überbaut oder mit tiefwurzelnden Pflanzen be-

pflanzt werden, die Freilegung muss stets möglich sein; sie sind vor Beschädigung 

zu schützen. Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für die si-

chere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf 

den Hausanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. Jede Beschädigung des 

Hausanschlusses, sowie sonstige Störungen sind den Versorgungsbetrieben unver-

züglich mitzuteilen. 
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§ 8 

Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers  

(Sekundärinstallation) 
 

(1) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Herstellung und In-

standhaltung der gebäudeseitigen (sekundärseitigen) Wärmeverteilungsanlage jen-

seits der Wärmeübergabestation Sorge zu tragen. Änderungen an der Sekundärin-

stallation sind im Voraus mit den Versorgungsbetrieben abzusprechen. 

(2) Die Versorgungsbetriebe sind berechtigt, die Sekundärinstallation vor und nach ih-

rer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Sie haben den Anschlussnehmer auf erkannte 

Sicherheitsmängel und Mängel in Bezug auf die technischen Anschlussbedingun-

gen aufmerksam zu machen und deren Beseitigung zu verlangen. 

(3) Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen 

erwarten lassen, so sind die Versorgungsbetriebe berechtigt, die Inbetriebnahme 

der Wärmeübergabestation oder die Versorgung zu verweigern. 

(4) Durch Vornahme oder Unterlassen der Überprüfung der Anlage sowie durch deren 

Anschluss an das Verteilungsnetz übernehmen die Versorgungsbetriebe keine Ge-

währ für die Mängelfreiheit der Sekundäranlage.  

 

§ 9 

Technische Anschlussbedingungen 
 

Die weiteren technische Anforderungen an die Hausanschlussleitung, die Wärme-

übergabestationen und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der Sekundärin-

stallation, die aus Gründen der sicheren, effektiven und störungsfreien Versorgung 

notwendig sind, werden in der Anlage 1 geregelt.  Der Anschluss bestimmter Ver-

brauchseinrichtungen kann von der vorherigen Zustimmung der Versorgungsbe-

triebe abhängig gemacht werden.  
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§ 10 

Grundstücksbenutzung 

(1) Die Grundstückseigentümer haben für Zwecke der örtlichen Versorgung das Anbrin-

gen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung über 

ihre im gleichen Versorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie erforderliche 

Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. 

(2) Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Nahwärmeversorgung angeschlos-

sen sind, die vom Eigentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten in wirtschaftli-

chem Zusammenhang mit der Nahwärmeversorgung genutzt werden oder für die 

die Möglichkeit der Nahwärmeversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie ent-

fällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer mehr als not-

wendig oder in unzumutbarer Weise belasten würde.  

(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie 

an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung 

hat der Anschlussnehmer zu tragen.  

(4) Wird der Wärmebezug eingestellt, so hat der Grundstückseigentümer die Entfer-

nung der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen des Unternehmens 

noch fünf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet 

werden kann. Im Fall des § 7 Abs. 5 sind die Leitungen dauerhaft zu dulden. 

 

§ 11 

Zutrittsrecht 

Der Anschlussnehmer hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der Ver-

sorgungsbetriebe und beauftragten Dritten den Zutritt zum Grundstück, Gebäuden und 

zu den in § 8 genannten Anlagen zu gestatten, soweit dies zum Zwecke der Wärme-

versorgung und -unterbrechung, des erstmaligen Anschlusses des Grundstücks und 

der Inbetriebnahme, Unterhaltung, Änderung, Erneuerung, Austausch und Abtrennung 

und Beseitigung der Hausanschlussleitung und seiner Komponenten, für die Prüfung 

der technischen Einrichtungen und zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten, 

insbesondere zur Ablesung, zum Austausch der Messeinrichtung oder zur Ermittlung 

der Grundlagen für die Gebührenbemessung, erforderlich ist. 
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§ 12 

Nahwärmegebühren / Anschlusskosten 

Für die Benutzung der Nahwärmeeinrichtungen der Versorgungsbetriebe werden 

durch die Versorgungsbetriebe Gebühren erhoben und es sind Anschlusskosten zu 

entrichten. Diese Gebühren und Anschlusskosten sind in der Satzung über die Erhe-

bung von Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Einrichtungen der Nahwärme-

versorgung (Wärmegebührensatzung) geregelt. 

 

§ 13 

Anzeige- und Mitteilungspflichten 

(1) Binnen eines Monats sind den Versorgungsbetrieben anzuzeigen:  

1. Erweiterungen oder Änderungen der Sekundärinstallation sowie die Verwen-

dung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen, soweit sich dadurch die vorzuhal-

tende Leistung mehr als unwesentlich erhöht. Anzeigepflichtig ist der Eigentü-

mer. 

2. Der Erwerb oder die Veräußerung (auch im Wege der Schenkung) eines an die 

öffentliche Nahwärmeversorgung angeschlossenes Grundstück, Entsprechen-

des gilt beim Erbbauchrecht sowie beim Wohnungs- und Teileigentum.  

 

(2) Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1. ist der Anschlussnehmer, nach Abs. 1 Nr. 2. der 

Veräußerer und Erwerber.  

 

(3) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im Falle des Abs. 1 Nr.2 

der bisherige Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitraum 

bis zum Eingang der Anzeige bei den Versorgungsbetrieben entfallen, gesamtschuld-

nerisch. 

 

(4) Im Fall des Abs. 1 Nr. 2  ist in den notariellen Vertrag ein Hinweis auf die Mitteilungs-

pflicht des Erwerbers und im Fall eines vor Übertragung durch den Veräußerer gestell-

ten Anschlussantrages einschließlich eines solchen mit der Option auf späteren Liefer-

beginn nach § 6 Abs. 3, die Information darüber und der Hinweis auf etwaig gegenüber 

den Versorgungsbetrieben zu erstattende Anschlusskosten aufzunehmen. Der Erwer-

ber ist verpflichtet, etwaige Rechtsnachfolger entsprechend weiter zu verpflichten. 
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§ 14 

 Haftung  

(1) Die Haftung der Versorgungsbetriebe bestimmt sich entsprechend § 6 AVBFernwär-

meV. 

(2) Der Anschlussnehmer haftet für schuldhaft verursachte Schäden, die insbesondere 

infolge einer unsachgemäßen Benutzung oder den Bestimmungen dieser Satzung 

zuwiderlaufenden Benutzung oder Bedienung der Anlagen zur Nahwärmeversorgung 

entstehen. Der Anschlussnehmer haftet ferner für Schäden, die auf den mangelhaf-

ten Zustand der gebäudeinternen Verbindungsleitung, Wärmeübergabestation und 

Sekundärinstallation oder Abweichungen von den technischen Anschlussbedingun-

gen zurückzuführen sind, mit Ausnahme bei der Wärmeübergabestation für den Fall, 

dass der mangelhafte Zustand auf nicht ordnungsgemäße Wartung durch die Versor-

gungsbetriebe zurückzuführen ist.  

(3) Der Haftende hat die Versorgungsbetriebe von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, 

die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. Sind Ansprüche auf Mängel an 

mehreren Verbrauchsanlagen zurückzuführen, so haften die Wärmeabnehmer als 

Gesamtschuldner. 

§ 15 

Datenschutz, Fernzugriff 

(1) Für Zwecke der Wärmeversorgung sind die Versorgungsbetriebe berechtigt, die erho-

benen personen- und gebäudebezogenen Daten zu speichern und zu verarbeiten.  

(2) Die Versorgungsbetriebe erheben per Fernzugriff gebäudenetzbezogene Daten und 

speichert und verarbeitet diese innerhalb von Datenverarbeitungsanlagen und gibt 

diese an Dritte (z.B. den künftigen Netzbetreiber und beauftrage Ingenieurbüros) wei-

ter, soweit dies im Rahmen der Planung, der Errichtung und des Betriebs des Wär-

menetzes erforderlich ist. Die Verarbeitung erfolgt ausschließlich auf der Grundlage 

der gesetzlichen Bestimmungen. Verantwortliche Stelle i. S. d. Datenschutzgrundver-

ordnung ist die Stadt Schopfheim.  
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§ 16 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Unter Bezugnahme auf § 142 der Gemeindeordnung handelt ordnungswidrig, wer vor-

sätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 8 Abs. 2 ohne Zustimmung der Gemeinde den Hausanschluss 

ändert, 

2. entgegen § 7 Abs. 11 vor Zustimmung der Gemeinde die Leitungen überbaut, 

3. Änderungen am Wärmemengenzähler vornimmt oder diesen anderweitig be-

einflusst, mit der Folge, dass eine ordnungsgemäße Ermittlung oder Anzeige 

der Wärmemenge oder Leistung verhindert wird, 

4. entgegen § 11 den mit dem Vollzug dieser Satzung befassten Personen der 

Versorgungsbetriebe nicht ungehindert Zugang zum Grundstück und/oder 

Gebäude samt allen Anlagenteilen gewährt. 

(2)  Die Vorschriften des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes bleiben unberührt. 

 

§ 17 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

Die Satzung über die öffentliche Fernwärmeversorgung vom 13.06.1983, zuletzt geändert am 

05.11.2001 tritt gleichzeitig außer Kraft. 

 

Anlage 1: Technische Anschlussbedingungen 

 

Schopfheim, den 23.09.2024 

 

Dirk Harscher 

Bürgermeister 
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Hinweis:  
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-

zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jah-

res seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt geltend gemacht worden 

ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn 

die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntma-

chung der Satzung verletzt worden sind. 
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